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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/1444 - 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Verkehrswegeplanungs- 
beschleunigungsgesetzes 


A. Problem 

Das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz aus dem Jah- 
re 1991 gilt für Planimgsmaßnahmen im Bereich der Bundesfem- 
straßen, der Bundeswasserstraßen, bestimmter Straßenbahnen 
und Verkehrsflughäfen in den neuen Ländern bis 31. Dezember 
1995, für Verkehrswege der Eisenbahnen des Bimdes bis 31. De- 
zember 1999. 

Die mit Erlaß des Gesetzes verbundene Erwartung, der verein- 
fachten und beschleunigten Planungsinstrumente, insbesondere 
für den Bundesfemstraßenbereich, nicht über den 31. Dezember 
1995 hinaus zu bedürfen, hat sich als irrig erwiesen. 

Insbesondere bei der Planung der Verkehrsprojekte „Deutsche 
Einheit" können die neuen Länder auch in Zukunft nicht auf das 
genannte Gesetz verzichten, wenn nicht erhebliche Verzögerun- 
gen beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur hingenommen wer- 
den sollen. 

Die Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes bis zum 
31. Dezember 1999, also dem Termin, der für die Verkehrswege 
der Eisenbahnen des Bundes von vornherein schon vorgesehen 
war, ist daher auch für den Bereich der Bundesfemstraßen, Ver- 
kehrsflughäfen, Bundeswasserstraßen und bestimmter Straßen- 
bahnen geboten. 
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B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung der Beschluß- 
empfehlung. 

Mehrheitsentscheidung mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei Enthal- 
tung der Fraktion der SPD. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/1444 - mit folgender Maß- 
gabe, ansonsten unverändert, anzunehmen: 

Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

, Artikel 1 

Das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz vom 16. De- 
zember 1991 (BGBl. I S. 2174), zuletzt geändert durch Artikel 6 
Abs. 108 des Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBL I S. 2378), 
wird wie folgt geändert; 

1. In § 1 Abs. 1 werden die Wörter „ , und zwar" sowie die Wörter 
„für Verkehrswege der Eisenbahnen des Bundes, im übrigen 
bis zum 31. Dezember 1995" gestrichen. 

2. In § 2 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ausnahme" die 
Wörter „der Eisenbahnen des Bimdes und" eingefügt. 

3. § 2 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben. ' 


Bonn, den 24. Oktober 1995 


Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Siegfried Scheffler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Siegfried Scheffler 


I. 

Den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/1444 hat der 
Deutsche Bundestag in seiner 50. Sitzung am 5. Sep- 
tember 1995 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Verkehr sowie zur Mitberatung an den 
Rechtsausschuß, den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit und den Ausschuß für 
Raumordnimg, Bauwesen und Städtebau überwie- 
sen. Der Ausschuß für Verkehr hat den Gesetzent- 
wurf in seiner Sitzung am 11. Oktober 1995 behan- 
delt. 

Die mitberatenden Ausschüsse - Rechtsausschuß, 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit sowie Ausschuß für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau - haben in ihren Sitzungen am 
11. Oktober 1995 mehrheitiich empfohlen, dem Ge- 
setzentwurf zuzustimmen. 


11 . 

1. Der Bundesrat hat in seinem Gesetzentwurf dar- 
auf hingewiesen, daß mit der Einführung des Ver- 
kehrswegeplanimgsbeschleunigungsgesetzes im 
Jahre 1991 die rechtlichen Voraussetzungen für 
die beschleunigte Plammg der notwendigen Ver- 
bessenmgen der Verkehrsinfrastruktur in den 
neuen Ländern und zwischen den neuen und 
alten Ländern geschaffen wurden. Das Gesetz gilt 
für die Verkehrswege der Eisenbahnen des Bun- 
des bis zum 31. Dezember 1999, für die übrigen 
der Bundesgesetzgebung unterstehenden Ver- 
kehrswege bis zum 31. Dezember 1995. Bis zum 
Ende des Jahres 1995 können allerdings die Pla- 
nimgsverfahren für die Verkehrsprojekte „Deut- 
sche Einheit" nicht vollständig abgeschlossen 
werden, insbesondere im Bereich der Bundeswas- 
serstraßen (Projekt 17 Haimover-Berlin) sowie bei 
der Flughafenplanung (Flughafen Berlin-Bran- 
denburg International), aber auch im Bereich der 
Bxmdesfemstraßen. Nach Auffassung des Bundes- 
rates haben die verschiedenen Verfahrensverein- 
fachungen ein zügiges Planungsverfahren ermög- 
licht. Die ursprüngliche Befristung, nämlich - bis 
auf den Eisenbahnverkehr - bis zum 31. Dezember 
1995, sei in der Erwartung geschehen, daß die An- 
gleichung zwischen Ost und West, hier insbeson- 
dere in der Arbeit der Plammgsbehörden, rasch 
erfolgen werde. Diese Erwartung habe sich aller- 
dings, wie auch in anderen Bereichen, aus vielen 
Gründen nicht erfüllt. Daher sei eine Verlänge- 
nmg der Geltungsdauer des Gesetzes bis zum 
31. Dezember 1999 notwendig. 

2. Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
dem Gesetzentwurf zugestimmt. Sie ist mit den 
antragstellenden Ländern der Ansicht, daß die 


Verlängerung der Geltung des Verkehrswege- 
planungsbeschleunigungsgesetzes insbesondere 
im Hinblick auf die Verwirkhchung der Verkehrs- 
projekte „Deutsche Einheit" für den Bereich der 
Bxmdesfemstraßen, Verkehrsflughäfen, Bimdes- 
wasserstraßen imd bestimmter Straßenbahnen ge- 
boten ist. Da sich die Vorschriften des Gesetzes 
bewährt hätten, habe man keine Bedenken gegen 
den Gesetzentwurf. 

Die Bxmdesregiemng hat allerdings zwei ergän- 
zende Regelimgen vorgeschlagen. Zum einen 
sollten in § 2 Abs. 1 Satz 1 nach dem Wort „Aus- 
nahme" die Wörter „der Eisenbahnen des Bimdes 
imd" eingefügt werden. Diese Vorschrift, bei der 
es um die Linienbestimmimg für Verkehrswege 
der Eisenbahnen des Bimdes durch das Bundes- 
ministerium für Verkehr gehe, sei durch das Ver- 
kehrswegeplammgsbeschleunigungsgesetz ein- 
geführt worden. Sie habe im Hinblick auf die da- 
mals noch existierenden „Deutsche Bimdesbahn" 
imd „Deutsche Reichsbahn" eine Konzentrations- 
und damit eine Beschleunigungswirkung gehabt. 
Im Zuge der Bahnreform sei die jeweils bisher bei 
der „Deutschen Bundesbahn" und der „Deut- 
schen Reichsbahn" existierende Identität von Vor- 
habenträgerschaft und Planfeststellungsbehörde 
beseitigt worden. Mit der Übertragung der 
Planfeststellimgspotenz für Verkehrswege der 
Eisenbahnen des Bundes auf das Eisenbahn-Bun- 
desamt unterliege die Entscheidung über die 
Linienführung eines Schienenweges auf der 
Grundlage vorangegangener Raumordnungsver- 
fahren bei einer u. a. eigens dafür geschaffenen 
Behörde. Es bestehe daher keine Veranlassung 
mehr, die Linienbestimmung durch das Bundes- 
ministerium für Verkehr fortzuführen. Weiter hat 
die Bundesre0enmg vorgeschlagen, die Rege- 
lung des § 2 Abs. 2 Satz 2 aufzuheben, wonach 
den Ländern die Durchführung eines Raumord- 
nungsverfahrens freigestellt wurde. Vor Inkraft- 
treten des Verkehrswegeplanungsbeschleuni- 
gungsgesetzes sei den Ländern durch das Raum- 
ordnungsgesetz verbindlich die Durchführung 
eines Raumordnungsverfahrens vorgeschrieben 
worden. § 2 Abs. 2 Satz 2 habe den Ländern zur 
Verfahrensvereinfachimg erstmals die Durchfüh- 
rung eines Raumordnungsverfahrens freigestellt. 
Diese Regelung sei später in das Raumordnungs- 
gesetz übernommen worden. Da diese Regelung 
jetzt generell gelte, sei eine Beibehaltung der 
Regelung im Verkehrswegeplanungsbeschleuni- 
gungsgesetz entbehrlich. 

3. Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. haben 
dem Gesetzentwurf zugestimmt. Die mit Erlaß des 
Gesetzes verbundene Erwartung, man bedürfe 
nicht mehr der vereinfachten und beschleunigten 
Plammgsinstnimente, habe sich als irrig erwiesen. 
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Man habe mit dem Gesetz in den neuen Bundes- 
ländern sehr gute Erfahrungen gemacht. Gerade 
für die wichtigen Projekte in den neuen Ländern, 
wie das Verkehrsprojekt „Deutsche Einheit" 
Nr. 17 sowie den Flugplatz Berlin-Brandenburg 
International, benötige man dringend die Ver- 
längerung des Gesetzes. Man empfehle daher die 
Zustimmimg zu dem Gesetzentwurf in der Fas- 
simg der Stellimgnahme der Bundesregierung. 

Die Fraktion der SPD hat demgegenüber Zweifel 
geäußert, ob man in den neuen Ländern aufgrund 
der veränderten Strukturen bereits in vollem Um- 
fang in der Lage sei, eine vereinfachte Plammg 
durchzuführen. Zudem werde die Rechtsstellung 
der Bürger verschlechtert, weil ihre Rechtsbehelfe 
keine aufschiebende Wirkung mehr hätten. Zu- 
dem werde das Gesetz auch bei länderübergrei- 
f enden Projekten angewandt, die in die alten Bun- 
desländer hineinragten, beispielsweise bei der 
A 2. Im übrigen habe man 1993 mit dem Pla- 
nimgsvereinfachungsgesetz versucht, ein ein- 
heitliches Recht für die alten imd die neuen Bim- 
desländer herbeizuführen; daher benötige man 
diese Verlängerung des Verkehrswegeplammgs- 
beschleunigungsgesetzes nicht. Die Fraktion der 
SPD enthalte sich daher der Stimme. 


Bonn, den 24. Oktober 1995 


Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
ausgeführt, man wende sich gegen das Gesetz vor 
allem wegen der Aushebelimg der Klagerechte 
durch den Wegfall der aufschiebenden Wirkung 
der Rechtsbehelfe. Zudem hätten sich die in das 
Gesetz gesteckten Erwartimgen nicht erfüllt. Die 
These, Verzögerungen von Verkehrsprojekten 
seien durch die (früheren) Gesetze entstanden, 
treffe nicht zu; vielmehr lägen die Ursachen in der 
Bürokratie. Zudem habe die Wahrnehmung der 
Klagerechte durch die Bürger häufig zu einer 
Optimierung von Verkehrsprojekten geführt. 

Die Gruppe der PDS hat sich ebenfalls gegen den 
Gesetzentwurf ausgesprochen, weil nach ihrer 
Auffassimg wichtige Möglichkeiten der Bürger- 
beteiligimg sowie der Umweltverträglichkeit aus- 
gehebelt würden imd auch keine technische Not- 
wendigkeit für das Gesetz bestehe. 

Der Ausschuß für Verkehr hat mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU imd F.D.P. gegen 
die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN imd der Gruppe der PDS bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD beschlossen, dem Plenum die 
Zustimmung zum Gesetzentwurf in der Fassung 
der Stellungnahme der Bundesregierung vorzu- 
schiagen. 


Siegfried Scheffler 
Berichterstatter 
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